Blinder Aktionismus bringt kein Sicherheitsgewinn
Außerdem

Philipp Eichert zur Verschärfung des Waffenrechts für Sportschützen

Seit kurzem sorgt ein 48-seitiger Referentenentwurf eines neuen Gesetzestextes für große Aufregung bei den Sportschützen. Im Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung heißt es noch ziemlich lapidar, man wolle „bestehende Kontrollmöglichkeiten gemeinsam mit den Schützen- und Jagdverbänden effektiver ausgestalten“. Im Alleingang hat nun stattdessen Bundesinnenministerin Nancy Faeser Forderungen öffentlich gemacht, die nicht hinnehmbar sind und keine Verbesserung für die öffentliche Sicherheit darstellen: ergo blinder Aktionismus. Unterschwellig diskreditiert werden damit in erster Linie Sportschützen – auch jene im hiesigen Schützenkreis Neckar-Zollern und seinen Vereinen.
Zudem wird dabei übersehen, dass weitere Verschärfungen oder gar Verbote die vorhandenen Probleme nicht lösen werden: Bürger und Bürgerinnen, die sich vorsätzlich nicht an Gesetze halten und für ihre Taten illegale Waffen benutzen, hindert man so nicht an ihren Vergehen. Nicht das bestehende Gesetz ist unzulänglich oder weist Lücken auf, sondern der Vollzug. Andersherum stehen bereits jetzt alle Mittel zur Verfügung, um zum Beispiel unzuverlässigen, psychisch kranken oder extremistischen Personen ihre legalen Waffen zu entziehen - sofern sie diesbezüglich überhaupt registriert sind. Aber dann ist der Waffenbesitz sowieso illegal und mit einem strengeren Waffengesetzt eh nicht zu verhindern.

Immer wieder ist in den letzten Jahren das Waffengesetz mit einem vorgeschobenen zusätzlichen Sicherheitsgewinn verändert worden. Ob es etwas gebracht hat? Dazu gibt es halt keine belastbaren Statistiken – vor allem gibt es keine Trennung der Straftaten, die mit legalen oder illegalen Waffen begangen wurden. Mein Gefühl und jenes der Sportschützen sagt, dass nahezu und in aller Regel kriminelle Personen sich illegaler Waffen bedienen. Eine weitere Verschärfung des Waffenrechts nach 2020 dürfte legale Waffenbesitzer wie Sportschützen erneut pauschal vorverurteilen – ohne Gewinn an Sicherheit.
Unser Land sicherer zu machen, dafür haben Sportschützen höchstes Verständnis und haben in der Vergangenheit stets sinnvolle Maßnahmen mit unterstützt. Deshalb sind weitere Verschärfungen aufgrund pauschaler Verurteilungen, ausgehend von ständigem Misstrauen gegenüber Sportschützen, die damit mit Extremisten und Kriminellen auf eine Stufe stellt werden, nicht weiter zu akzeptieren. 
Spitzenvertreter von rund 2,2 Millionen legalen Waffenbesitzern und zuständigen Verbänden haben am 11. Januar getagt. Aktionismus und Symbolpolitik von Bundesinnenministerin Faeser wurden dabei stark kritisiert. Bei dem Spitzengespräch in Kassel haben sich die Vertreter der legalen Waffenbesitzern einstimmig gegen Verschärfungen des Waffenrechts positioniert. Zugegen waren der Deutscher Schützenbund (DSB), das Forum Waffenrecht (FWR), der Deutscher Jagdverband (DJV) und weitere Verbände – wohl kaum aus lauter Lust und Freude.
INFO: Homepage des Deutschen Schützenbundes und des Württembergischen Schützenverbandes.
